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Linnemann fordert mehr Respekt:
Bürgergeld-Debatte spaltet

Gesellschaft!
CDU-Politiker Linnemann kritisiert Bürgergeldbezieher im
Gespräch mit Miosga. Diskussion über Arbeitsmoral und

Sozialstaat in Deutschland.

Deutschland - In einer hitzigen Diskussion über das Bürgergeld
hat Carsten Linnemann von der CDU die Einstellungen vieler
Bürgergeldbezieher kritisiert. Er sieht in der Verbreitung von
Schwarzarbeit unter diesen Empfängern einen Missbrauch des
Sozialstaates, was bei den Erwerbstätigen ein starkes
Ungerechtigkeitsgefühl erzeugt. Linnemann stellte in der
Sendung mit Caren Miosga heraus, dass die gesellschaftliche
Stimmung durch diese Praktiken geschädigt wird. Verfechter des
Systems verdienen das richtige Augenmerk, wie IG-Metall-
Vorsitzende Christiane Benner betonte, die es als unangebracht
empfindet, die Leistungsbereitschaft der Geringverdienenden zu



hinterfragen. Sie warnte davor, dass diese Diskussion unnötige
Wut schüren könnte.

Das Bürgergeld wurde 2022 als Reform der Grundsicherung
beschlossen und trat Anfang 2023 in Kraft, um das vorherige
Arbeitslosengeld II, auch bekannt als Hartz IV, abzulösen. Die
Reform ging von einer Koalition aus SPD, Grünen und FDP aus,
stieß jedoch auch auf Kritik von den Unionsparteien, FDP und
der AfD, die alarmierte Kostensteigerungen anprangern. Eine
Analyse zeigte, dass die Ausgaben für das Bürgergeld 2023 bei
42,6 Milliarden Euro lagen – ein Anstieg von 16 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr.

Kritik an der Reform und den landläufigen
Kontroversen

Die neue Regelung zielt darauf ab, Arbeitssuchenden eine
stärkere soziale Absicherung zu bieten und legt den Fokus auf
Qualifizierung und langfristige Beschäftigung. Kritiker allerdings
bemängeln, dass der Wegfall des Vermittlungsvorrangs, der vor
der Reform bestand, die Motivation zur Arbeitserlangung
schwächt. In den Augen der Unionsparteien sei es notwendig,
diesen Ordnungspunkt wieder einzuführen und die Bezeichnung
„Bürgergeld“ abzulehnen. Laut einer Bilanz stieg die Zahl der
ehemaligen Leistungsbezieher, die in den Arbeitsmarkt
integriert wurden, um 8 Prozent zwischen Januar und August
2024.

Ein gefährlicher Trend, den Linnemann und seine Parteikollegen
entdecken, ist die Diskrepanz zwischen Jene, die am Bürgergeld
teilnehmen wollen, und der realen Erwerbsarbeit. Während viele
Bürgergeldbezieher bereit sind, eine Tätigkeit auszuüben,
begrenzen hohe Abgaben und komplizierte Regelungen ihre
Möglichkeiten. Linnemann schlägt in diesem Kontext eine
regelmäßige Wochenarbeitszeit vor, um mehr Flexibilität zu
ermöglichen.



Gesellschaftliche Herausforderungen und
politische Forderungen

Der gesellschaftliche Druck wird durch die Perspektive verstärkt,
dass viele Vollzeitbeschäftigte auf Sozialleistungen angewiesen
sind, weil ihre Löhne nicht ausreichen. Schularick, ein weiterer
Diskussionspartner, unterstrich in der Debatte, dass
Deutschland im internationalen Vergleich weniger
Arbeitsstunden leistet, was sich negativ auf das
Bruttoinlandsprodukt auswirkt. Zudem erweiterte er die
Diskussion über die Abschaffung des Ehegattensplittings, was
die traditionellen Rollenmodelle festige, während Linnemann
sich eher für das Familiensplitting ausspricht.

Auch die Finanzierung von Betreuungsplätzen wurde in diesen
Gesprächen thematisiert, da laut Benner viele Frauen bereit
sind, mehr zu arbeiten, wenn verfügbare Betreuungsangebote
vorhanden wären. Die Notwendigkeit, die Arbeitsmoral in
Deutschland zu stärken, wurde also von mehreren Seiten
angesprochen, wobei Linnemann eine klare Rolle im
Koalitionsausschuss einnahm, um Lösungen zu erarbeiten.

Besonders in der Diskussion um den Sozialstaat in Deutschland
wird deutlich, dass Reformen wie das Bürgergeld weiterhin
umstritten bleiben. Während manche die Meinung vertreten,
dass „jede Arbeit besser als keine Arbeit“ ist, sind in der
Realität, viele von Leiharbeit und Minijobs betroffen, was die
Effektivität des Bürgergelds in Frage stellt. Trotz der erhöhten
Regelbedarfe um 12 Prozent bleibt die allgemeine
Gewährleistung von sozialer Sicherheit im Fokus.

Ein gut funktionierendes Sozialsystem sollte nicht nur soziale
Sicherheit, sondern auch wirtschaftliche Stabilität fördern. Der
Sozialstaat hat nun die Aufgabe, die Armutsraten in Deutschland
zu senken und an der Verbesserung der sozialen Infrastruktur zu
arbeiten – nicht zuletzt durch mögliche Reformen zur
Bekämpfung der einkommensbedingten Ungleichheit, um den
gesellschaftlichen Frieden aufrechtzuerhalten.
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